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Das Europäische Parlament, 

– gestützt auf Artikel 225 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– gestützt auf Artikel 67 Absatz 4 und Artikel 81 Absatz 2 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– unter Hinweis auf Artikel 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (die 

„Charta“), 

– unter Hinweis auf Artikel 6 der Europäischen Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) und die einschlägige Rechtsprechung, 

– unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union zu den 

Grundsätzen der nationalen Verfahrensautonomie und des effektiven gerichtlichen 

Schutzes1, 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse 

anzuwendende Recht (Rom II)2 („Rom-II-Verordnung“), 

– unter Hinweis auf das Haager Übereinkommen vom 4. Mai 1971 über das auf 

Verkehrsunfälle anzuwendende Recht („Haager Übereinkommen von 1971 über 

Verkehrsunfälle“), 

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2009/103/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 16. September 2009 über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und die 

                                                 
1  Siehe unter anderem: Urteil vom 18. September 2003, Peter Pflücke/Bundesanstalt für 

Arbeit, C-125/01, ECLI:EU:C:2003:477, Urteil vom 25. Juli 1991, Theresa 
Emmott/Minister for Social Welfare und Attorney General, C-208/90, 
ECLI:EU:C:1991:333 und Urteil vom 13. Juli 2006, Vincenzo Manfredi und 
andere/Lloyd Adriatico Assicurazioni SpA und andere, verbundene Rechtssachen C-
295/04 bis C-298/04, ECLI:EU:C:2006:461. 

2  ABl. L 199 vom 31.7.2007, S. 40. 



 

 

Kontrolle der entsprechenden Versicherungspflicht1 („Kraftfahrzeughaftpflicht-

Richtlinie“), 

– unter Hinweis auf das Europäische Übereinkommen über die Berechnung von Fristen2, 

– unter Hinweis auf die vom Referat „Europäischer Mehrwert“ des Wissenschaftlichen 

Diensts des Europäischen Parlaments (EPRS) erstellte Studie zur Einschätzung des 

europäischen Mehrwerts mit dem Titel „Verjährungsfristen für Straßenverkehrsunfälle“, 

die dem legislativen Initiativbericht des Europäischen Parlaments beiliegt3, 

– unter Hinweis auf die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche erstellte Studie 

mit dem Titel „Verkehrsunfälle in anderen EU-Mitgliedstaaten: Mögliche 

Auswirkungen fahrerloser Fahrzeuge“4, 

– unter Hinweis auf die Studie der Kommission mit dem Titel „Compensation of victims 

of cross-border road traffic accidents in the EU: Comparison of national practices, 

analysis of problems and evaluation of options for improving the position of cross-

border victims“ (Entschädigung der Opfer von Straßenverkehrsunfällen mit 

grenzüberschreitendem Bezug: Vergleich nationaler Gepflogenheiten, Problemanalyse 

und Bewertung der Optionen zur Verbesserung der Position von Personen, die in einem 

anderen Mitgliedstaat geschädigt wurden)5, 

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. April 2010 mit dem Titel 

"Ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts für die Bürger Europas - 

Aktionsplan zur Umsetzung des Stockholmer Programms“6,  

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 1. Februar 2007 mit Empfehlungen an die 

Kommission zu Verjährungsfristen in grenzüberschreitenden Streitigkeiten aufgrund 

von Personenschäden und tödlichen Unfällen7, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 22. Oktober 2003 zu dem Vorschlag für 

eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der 

Richtlinien 72/166/EWG, 84/5/EWG, 88/357/EWG und 90/232/EWG des Rates sowie 

der Richtlinie 2000/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 8, 

– gestützt auf die Artikel 46 und 52 seiner Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf den Bericht des Rechtsausschusses (A8-0206/2017), 

A. in der Erwägung, dass die Verjährungsregelungen bei Schadensersatzansprüchen in der 

                                                 
1  ABl. L 263 vom 7.10.2009, S. 11. 
2  SEV Nr. 076. 
3  PE 581.386, Juli 2016. 
4  PE 571.362, Juni 2016. 
5  Online abrufbar unter: 

http://ec.europa.eu/civiljustice/news/docs/study_compensation_road_victims_en.pdf 
(30. November 2008). 

6  ABl. C 121 vom 19.4.2011, S. 41. 
7  ABl. C 250 E vom 25.10.2007, S. 99. 
8  Angenommene Texte, P5_TA(2003)0446. 

http://ec.europa.eu/civiljustice/news/docs/study_compensation_road_victims_en.pdf


 

 

Union zwischen den Mitgliedstaaten sehr stark variieren, sodass es keine zwei 

Mitgliedstaaten gibt, in denen genau die gleichen grundlegenden 

Verjährungsregelungen gelten; weiterhin in der Erwägung, dass sich die einschlägige 

Verjährungsfrist nach verschiedenen Faktoren richtet, einschließlich der Frage, ob es 

ein Strafverfahren in der Sache gibt und ob der Anspruch aus einer unerlaubten 

Handlung oder einem Vertragsverhältnis herrührt; 

B. in der Erwägung, dass die nationalen Systeme der Verjährungsfristen somit 

hochkomplex sind und dass es oft schwer verständlich sein kann, welche die 

anwendbare umfassende Verjährungsfrist ist, wann und wie die Verjährungsfristen 

beginnen und wie sie ausgesetzt, unterbrochen oder verlängert werden; 

C. in der Erwägung, dass die mangelnde Kenntnis ausländischer Verjährungsfristen zum 

Verlust des Rechts, einen ansonsten begründeten Anspruch geltend zu machen, oder zu 

Hindernissen für den Zugang der Opfer zum Recht in Form von zusätzlichen Kosten 

und Verzögerungen führen kann; 

D. in der Erwägung, dass es derzeit nur wenige Statistiken über die Ablehnung von 

Ansprüchen auf Schadensersatz bei Verkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem Bezug 

mit der Begründung, dass der Anspruch verjährt sei, gibt; 

E. in der Erwägung, dass im Bereich von Verkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem 

Bezug der einzige Klagegrund, der bereits auf Unionsebene harmonisiert ist, derjenige 

ist, der durch Artikel 18 der Kraftfahrzeughaftpflicht-Richtlinie geschaffen wurde, nach 

dem Opfer in ihrem eigenen Wohnsitzland eine Entschädigung im Wege eines direkt 

gegen das betreffende Versicherungsunternehmen oder die betreffende 

Entschädigungsstelle erhobenen Schadensersatzanspruchs aufgrund einer 

Kraftfahrzeughaftpflicht verlangen können1; 

F. in der Erwägung, dass Verjährungsfristen einen wichtigen und integralen Bestandteil 

der Systeme der Mitgliedstaaten im Bereich der Zivilhaftung darstellen, die bei 

Verkehrsunfallsachen so funktionieren, dass eine kurze Verjährungsfrist unter 

Umständen ein Gegengewicht zu einer strengen Haftungsregelung oder der Gewährung 

großzügiger Entschädigungsleistungen darstellt; 

G. in der Erwägung, dass Verjährungsfristen für Schadensersatzansprüche wesentlich sind, 

um Rechtssicherheit und die endgültige Beilegung von Streitigkeiten zu gewährleisten; 

in der Erwägung, dass die Rechte des Anspruchsgegners auf Rechtssicherheit und die 

endgültige Beilegung von Streitigkeiten allerdings gegen die Rechte des 

Anspruchsberechtigten auf Zugang zur Justiz und einen wirksamen Rechtsbehelf 

abgewogen werden sollten, da unnötig kurze Verjährungsfristen ein Hindernis für den 

wirksamen Zugang zur Justiz in der gesamten Union darstellen könnten; 

H. in der Erwägung, dass angesichts der derzeitigen Unterschiede bei den 

Verjährungsfristen und der Arten von Problemen, die in unmittelbarem Zusammenhang 

mit den verschiedenen nationalen Bestimmungen für Fälle von Personen- und 

Sachschäden mit grenzüberschreitendem Bezug stehen, eine gewisse Harmonisierung 

der einzige Weg ist, ein angemessenes Maß an Sicherheit, Vorhersehbarkeit und 

                                                 
1  Siehe auch: Urteil vom 13. Dezember 2007, FBTO Schadeverzekeringen NV/Jack 

Odenbreit, C-463/06, ECLI:EU:C:2007:792. 



 

 

Einfachheit bei der Anwendung der Verjährungsregelungen der Mitgliedstaaten in 

Fällen von Verkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem Bezug sicherzustellen; 

I. in der Erwägung, dass bei einer derartigen Rechtsetzungsinitiative ein faires 

Gleichgewicht zwischen den Prozessparteien hinsichtlich Fragen geschaffen werden 

sollte, die die Verjährungsfristen betreffen, und dass die Berechnung der Fristen und die 

Aussetzung ihres Laufes vereinfacht werden sollten; in der Erwägung, dass deshalb 

hiermit ein zielgerichteter Ansatz angestrebt wird, bei dem der zunehmende 

grenzüberschreitende Verkehr innerhalb der Union berücksichtigt wird, ohne dass der 

gesamte Rechtsrahmen der Mitgliedstaaten überarbeitet würde; 

1. erkennt die Tatsache an, dass sich die Lage der Opfer von Verkehrsunfällen in den 

letzten Jahrzehnten spürbar verbessert hat, auch auf der Ebene der Rechtsprechung zum 

internationalen Privatrecht, wodurch Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat 

geschädigt wurden, Verfahren in dem Mitgliedstaat, in dem sie wohnhaft sind, in 

Anspruch nehmen können, um direkte Ansprüche gegen die Haftpflichtversicherung des 

Kraftfahrzeugs oder gegen Entschädigungsstellen geltend zu machen; 

2. weist jedoch darauf hin, dass die Tatsache, dass es weiterhin in der Union zwei parallele 

Systeme für das auf Verkehrsunfallsachen anwendbare Recht gibt, je nachdem, in 

welchem Land der Anspruch geltend gemacht wird, nämlich entweder das Haager 

Übereinkommen von 1971 über Verkehrsunfälle oder die Rom-II-Verordnung, in 

Verbindung mit den Möglichkeiten der Wahl des Gerichtsstands nach der Verordnung 

(EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates1 Rechtsunsicherheit 

und Komplexität schafft sowie potenziell die Möglichkeit der Wahl des günstigsten 

Gerichtsstands (forum shopping) eröffnet; 

3. bekräftigt, dass in Prozessen mit grenzüberschreitendem Bezug Ermittlungen und 

Verhandlungen oft sehr viel länger dauern als in nationalen Verfahren; betont, dass sich 

in diesem Zusammenhang die Herausforderungen noch vergrößern könnten, wenn neue 

Technologien eine Rolle spielen, wie etwa im Falle fahrerloser Kraftfahrzeuge; 

4. erinnert insofern daran, dass das Thema Verjährungsfristen als Teil der Maßnahmen im 

Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen im Sinne des Artikels 67 

Absatz 4 und des Artikels 81 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union (AEUV) verstanden werden sollte; 

5. merkt an, dass die Existenz von gemeinsamen Mindestvorschriften bei 

Verjährungsfristen in grenzüberschreitenden Streitigkeiten von grundlegender 

Bedeutung ist, damit sichergestellt wird, dass wirksame Rechtsmittel für den Schutz der 

Opfer von Straßenverkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem Bezug zur Verfügung 

stehen, und damit für Rechtssicherheit gesorgt ist; 

6. betont, dass unverhältnismäßig kurze Verjährungsfristen in nationalen Rechtsordnungen 

ein Hindernis für den Zugang zum Recht in den Mitgliedstaaten darstellen, wodurch das 

Recht auf ein faires Verfahren verletzt sein könnte, das in Artikel 47 der Charta und 

                                                 
1  Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1). 



 

 

Artikel 6 der EMRK verankert ist; 

7. betont, dass durch die erheblichen Unterschiede bei den Vorschriften der 

Mitgliedstaaten bei Verjährungsfristen für Straßenverkehrsunfälle mit 

grenzüberschreitendem Bezug für die Opfer zusätzliche Hindernisse errichtet werden, 

wenn diese Ansprüche auf Ersatz von Personen- und Sachschäden in anderen 

Mitgliedstaaten als ihrem eigenen geltend machen; 

8. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass allgemeine Informationen über die 

Verjährungsregelungen in den Mitgliedstaaten für Ansprüche auf Ersatz von Schäden 

bei Verkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem Bezug auf dem E-Justiz-Portal 

verfügbar sind und fortlaufend aktualisiert werden; 

9. fordert die Kommission außerdem auf, eine Studie über den Schutz, der in den 

Mitgliedstaaten Minderjährigen und Personen mit einer Behinderung hinsichtlich des 

Laufes von Verjährungsfristen gewährt wird, und über die Frage zu erstellen, ob 

Mindestregelungen auf Unionsebene notwendig sind, um sicherzustellen, dass solche 

Personen nicht ihrer Rechte verlustig gehen, Entschädigung zu verlangen, wenn sie in 

einen Straßenverkehrsunfall mit grenzüberschreitendem Bezug verwickelt sind, und 

dass ihnen der wirksame Zugang zur Justiz in der Union garantiert wird; 

10. fordert die Kommission auf, dem Parlament auf der Grundlage des Artikels 81 Absatz 2 

AEUV einen Rechtssetzungsvorschlag zu Verjährungsfristen bei Personen- und 

Sachschäden bei Straßenverkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem Bezug zu 

unterbreiten, wobei sie sich nach den Empfehlungen richtet, die in der Anlage dieses 

Dokuments niedergelegt sind; 

11. vertritt die Auffassung, dass der angeforderte Vorschlag keine finanziellen 

Auswirkungen hat; 

12. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und die als Anlage beigefügten 

Empfehlungen der Kommission und dem Rat sowie den Parlamenten und Regierungen 

der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 



 

 

ANLAGE ZUR ENTSCHLIESSUNG: 
EMPFEHLUNGEN FÜR EINE RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

UND DES RATES ÜBER GEMEINSAME MINDESTSTANDARDS DES 
ZIVILPROZESSRECHTS IN DER EU 

 

A. GRUNDSÄTZE UND ZIELE DES ANGEFORDERTEN VORSCHLAGS 

 

1. In der Europäischen Union ist die Rechtsdurchsetzung vor den Gerichten 

weitestgehend größtenteils eine Angelegenheit nationaler Verfahrensvorschriften und 

Gepflogenheiten. Nationale Gerichte sind auch Unionsgerichte. Deshalb müssen diese 

Gerichte in den Verfahren vor ihnen Fairness, Gerechtigkeit und Effizienz sowie eine 

wirksame Anwendung des Unionsrechts sicherstellen, sodass garantiert wird, dass die 

Rechte der europäischen Bürger im gesamten Hoheitsgebiet der Europäischen Union 

geschützt werden. 

2. Die Union hat sich die Erhaltung und Weiterentwicklung eines Raums der Freiheit, 

der Sicherheit und des Rechts zum Ziel gesetzt. Aus den Schlussfolgerungen des 

Vorsitzes des Europäischen Rates vom 15. und 16. Oktober 1999 in Tampere, 

insbesondere aus deren Nummer 38, geht hervor, dass neue verfahrensrechtliche 

Vorschriften für grenzüberschreitende Fälle insbesondere zu den Punkten 

ausgearbeitet werden sollten, die unabdingbar für eine reibungslose justizielle 

Zusammenarbeit und für einen verbesserten Zugang zum Recht sind, wie z. B. 

einstweilige Maßnahmen, Beweisaufnahme, Mahnbescheide und Fristen. 

 

3. Gemeinsame Mindestvorschriften für Verjährungsfristen, die in grenzüberschreitenden 

Streitfällen wegen Personen- und Sachschäden, die sich aus Straßenverkehrsunfällen 

ergeben, Anwendung finden, werden für notwendig erachtet, um die Hindernisse für 

Anspruchsberechtigte abzubauen, wenn sie ihre Rechte in anderen Mitgliedstaaten als 

ihrem eigenen durchsetzen wollen. 

 

4. Gemeinsame Mindestvorschriften für Verjährungsfristen würden zu mehr Sicherheit 

und Vorhersehbarkeit führen und das Risiko einer zu geringen Entschädigung von 

Personen reduzieren, die bei Straßenverkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem 

Bezug geschädigt werden. 

 

5. Somit soll durch die vorgeschlagene Richtlinie ein besonderes Verjährungssystem für 

Fälle mit grenzüberschreitendem Bezug geschaffen werden, durch das der wirksame 

Zugang zur Justiz geschützt und das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes 

erleichtert würde sowie Hindernisse beim freien Verkehr von Bürgern im gesamten 

Gebiet der Mitgliedstaaten beseitigt würden. 

 

6. Durch die vorgeschlagene Richtlinie sollen nationale Systeme der Zivilhaftung nicht 

gänzlich ersetzt werden, sondern sie ist unter Achtung nationaler Besonderheiten 

darauf ausgerichtet, gemeinsame Mindestvorschriften für Verjährungsfristen bei 

Ansprüchen zu schaffen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/103/EG  

fallen und einen grenzüberschreitenden Bezug haben. 

 

7. Dieser Vorschlag steht im Einklang mit den Grundsätzen der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit, da die Mitgliedstaaten nicht allein handeln können, um ein Paket 



 

 

von Mindestvorschriften für Verjährungsfristen festzulegen, und er geht nicht über das 

hinaus, was absolut erforderlich ist, um einen wirksamen Zugang zur Justiz und 

Rechtssicherheit in der Union zu gewährleisten. 

  



 

 

 

B. TEXT DES ANGEFORDERTEN VORSCHLAGS 

 

Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinsame 

Verjährungsfristen für Straßenverkehrsunfälle mit grenzüberschreitendem 

Bezug 

 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 67 Absatz 4 und Artikel 81 Absatz 2, 

 

unter Hinweis auf die Aufforderung des Europäischen Parlaments an die Europäische 

Kommission, 

 

unter Hinweis auf den Vorschlag der Europäischen Kommission, 

 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

 

unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, 

 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, 

 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

 

(1) Die Union hat sich zum Ziel gesetzt, einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 

Rechts, in dem der freie Personenverkehr gewährleistet ist, zu erhalten und 

weiterzuentwickeln. Zum schrittweisen Aufbau eines solchen Raums hat die Union im 

Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen, die einen 

grenzüberschreitenden Bezug aufweisen, Maßnahmen zu erlassen, insbesondere wenn 

dies für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforderlich ist. 

 

(2) Gemäß Artikel 81 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

umfassen diese Maßnahmen Maßnahmen, die unter anderem Folgendes sicherstellen 

sollen: einen effektiven Zugang zur Justiz und die Beseitigung von Hindernissen für die 

reibungslose Abwicklung von Zivilverfahren, erforderlichenfalls durch Förderung der 

Vereinbarkeit der in den Mitgliedstaaten geltenden zivilrechtlichen 

Verfahrensvorschriften. 

 

(3) Gemäß der Mitteilung der Kommission vom 20. April 2010 mit dem Titel "Ein Raum 

der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts für die Bürger Europas - Aktionsplan zur 

Umsetzung des Stockholmer Programms“1 müssen Bürger, wenn sie bei einer Fahrt mit 

ihrem Kraftfahrzeug in einen anderen Mitgliedstaat einen Unfall haben, 

Rechtssicherheit bezüglich der Ausschluss- und Verjährungsfristen ihrer 

Versicherungsansprüche haben. Hierfür wurde eine neue Verordnung zu 

Verjährungsfristen bei Verkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem Bezug für 2011 

angekündigt. 

 

                                                 
1  COM(2010)0171. 



 

 

(4) Verjährungsfristen haben beträchtliche Auswirkungen nicht nur auf das Recht der 

Geschädigten auf Zugang zum Recht, sondern auch auf ihre materiellen Rechte, denn 

ein wirksames Recht ist ohne einen ordentlichen und angemessenen Schutz dieses 

Rechts nicht denkbar. Diese Richtlinie zielt darauf ab, die Anwendung gemeinsamer 

Verjährungsfristen für Straßenverkehrsunfälle mit grenzüberschreitendem Bezug zu 

fördern, um für den wirksamen Zugang zur Justiz in der Union zu sorgen. Das allgemein 

anerkannte Recht auf ein unparteiisches Gericht wird auch in Artikel 47 der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union („die Charta“) bestätigt. 

 

(5) Das Erfordernis der Rechtssicherheit und die Notwendigkeit, in jedem Einzelfall 

Recht zu sprechen, sind wesentliche Anforderungen an jeden Rechtsraum. 

Gemeinsame Verjährungsfristen, die für mehr Rechtssicherheit sorgen, die endgültige 

Beilegung von Streitigkeiten gewährleisten und zu wirksamen 

Durchsetzungsregelungen beitragen, sind deshalb notwendig, um die Anwendung 

dieses Grundsatzes sicherzustellen. 

(6) Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollten auf Ansprüche mit grenzüberschreitendem 

Bezug Anwendung finden, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/103/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates1 fallen. 

 

(7) Den Mitgliedstaaten sollte es freistehen, die Bestimmungen dieser Richtlinie auch auf 

rein interne Verkehrsunfallsachen anzuwenden. 

 

(8) Sämtliche Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien der Konvention zum Schutze der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 (EMRK). Die 

vorliegende Richtlinie sollte unter Einhaltung dieser Konvention zur Anwendung 

kommen, insbesondere der Rechte auf ein faires Verfahren und einen wirksamen 

Rechtsbehelf. 

 

(9) Der Grundsatz der Anknüpfung an den Staat, in dem der Schaden eingetreten ist (lex 

loci damni), stellt eine allgemeine, durch die Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des 

Europäischen Parlaments und des Rates2 aufgestellte Regel für das anwendbare Recht 

bei Personen- oder Sachschäden dar, das damit das Recht des Staates sein sollte, in 

dem der Schaden eintritt, und zwar unabhängig von dem Staat oder den Staaten, in 

dem bzw. denen die indirekten Folgen auftreten könnten. Nach Artikel 15 Buchstabe h 

der genannten Verordnung ist das auf außervertragliche Schuldverhältnisse 

anzuwendende Recht insbesondere maßgebend für die Bedingungen für das Erlöschen 

von Verpflichtungen und die Vorschriften über die Verjährung und die Rechtsverluste, 

einschließlich der Vorschriften über den Beginn, die Unterbrechung und die 

Hemmung der Verjährungsfristen und der Fristen für den Rechtsverlust. 

 

(10) Im Bereich von Straßenverkehrsunfällen kann es für jemanden, der in einem anderen 

Mitgliedstaat geschädigt wurde, sehr schwierig sein, grundlegende Informationen über 

den Unfall aus dem Ausland innerhalb einer relativ kurzen Frist zu bekommen, wie 

                                                 
1  Richtlinie 2009/103/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 

2009 über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der 
entsprechenden Versicherungspflicht (ABl. L 263 vom 7.10.2009, S. 11). 

2  Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 
2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom II) 
(ABl. L 199 vom 31.7.2007, S. 40). 



 

 

etwa die Identität des Unfallgegners und die potenzielle Haftung im Zusammenhang 

mit dem Unfall. Auch kann es ziemlich viel Zeit in Anspruch nehmen festzustellen, 

welcher Schadenregulierungsbeauftragte oder Versicherer sich der Sache annehmen 

sollte, Belege über den Unfall vorzulegen und etwaige notwendige Dokumente 

übersetzen zu lassen. 

(11) In Straßenverkehrssachen mit grenzüberschreitendem Bezug kommt es öfter vor, dass 

der Anspruchsberechtigte der Verjährungsfrist gefährlich nahe kommt, bevor 

Verhandlungen mit dem Anspruchsgegner aufgenommen werden können. Dies 

geschieht vor allem dann, wenn die Gesamtfrist außerordentlich kurz ist oder wenn 

Unklarheit darüber besteht, wie Verjährungsfristen ausgesetzt oder unterbrochen 

werden können. Die Sammlung von Informationen über einen Unfall, der sich in 

einem anderen Land als dem Wohnsitzland des Anspruchsberechtigten ereignet hat, 

kann viel Zeit in Anspruch nehmen. Deshalb sollte die allgemeine durch die Richtlinie 

festgelegte Frist ausgesetzt werden, sobald ein Anspruch bei dem Versicherer oder der 

Entschädigungsstelle geltend gemacht wird, damit der Anspruchsberechtigte 

Gelegenheit hat, über die Regulierung des Schadensfalls Verhandlungen zu führen. 

(12) Mit dieser Richtlinie sollten Mindestvorschriften erlassen werden. Die Mitgliedstaaten 

sollten ein höheres Schutzniveau bieten können. Dieses höhere Schutzniveau sollte kein 

Hindernis für den wirksamen Zugang zur Justiz, der mit diesen Mindestvorschriften 

erleichtert werden soll, darstellen. Das Schutzniveau der Charta, wie sie vom 

Gerichtshof ausgelegt wird, sowie der Vorrang, die Einheit und die Wirksamkeit des 

Unionsrechts sollten hierdurch nicht beeinträchtigt werden. 

 

(13) Die vorliegende Richtlinie sollte die Verordnung (EG) Nr. 864/2007 und die 

Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates nicht 

berühren1. 

 

(14) Diese Richtlinie soll der Förderung der Grundrechte dienen und berücksichtigt die 

Grundsätze und Werte, die insbesondere mit der Charta anerkannt wurden, wobei 

gleichzeitig das Ziel der Union verwirklicht werden soll, einen Raum der Freiheit, der 

Sicherheit und des Rechts zu erhalten und weiterzuentwickeln. 

(15) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Festlegung gemeinsamer Mindeststandards 

für Verjährungsfristen bei Straßenverkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem Bezug, 

von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden können, sondern 

vielmehr wegen des Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme auf Unionsebene 

besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des 

Vertrags über die Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 

Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

geht diese Richtlinie nicht über das zur Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß 

hinaus. 

 

(16) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 21 

                                                 
1  Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1). 



 

 

über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der 

Freiheit, der Sicherheit und des Rechts [haben das Vereinigte Königreich und Irland 

schriftlich mitgeteilt, dass sie sich an der Annahme und der Anwendung dieser 

Richtlinie beteiligen möchten]/[unbeschadet des Artikels 4 des Protokolls beteiligen 

sich das Vereinigte Königreich und Irland nicht an der Annahme dieser Richtlinie, und 

sind weder durch diese Richtlinie gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet]. 

 

(17) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 

über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme dieser 

Richtlinie, und ist weder durch diese Richtlinie gebunden noch zu ihrer Anwendung 

verpflichtet. 

 

 

 

 

 



 

 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

 

KAPITEL I  

 

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

 

Artikel 1 

 

Gegenstand 

 

Ziel dieser Richtlinie ist die Festlegung von Mindeststandards bezüglich der Gesamtdauer, des 

Beginns, der Hemmung und der Berechnung von Verjährungsfristen von 

Schadensersatzansprüchen für Personen- und Sachschäden, die nach der Richtlinie 

2009/103/EG im Falle von Straßenverkehrsunfällen mit grenzüberschreitendem Bezug geltend 

gemacht werden können.  

 

Artikel 2 

 

Anwendungsbereich 

 

Diese Richtlinie findet auf Schadensersatzansprüche für Personen- und Sachschäden eines 

Unfalls Anwendung, der durch ein durch die Versicherung gedecktes Fahrzeug verursacht 

wurde, gegen 

a. das Versicherungsunternehmen, das die Haftpflicht des Unfallverursachers gemäß 

Artikel 18 der Richtlinie 2009/103/EG deckt, oder 

b. die Entschädigungsstelle nach den Artikeln 24 und 25 der Richtlinie 2009/103/EG. 

 

Artikel 3 

 

Straßenverkehrsunfälle mit grenzüberschreitendem Bezug 

 

1. Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck „Straßenverkehrsunfall mit 

grenzüberschreitendem Bezug“ einen Straßenverkehrsunfall, der durch die Benutzung von 

Fahrzeugen, die in einem Mitgliedstaat versichert sind und ihren gewöhnlichen Standort 

haben, verursacht wird und sich in einem Mitgliedstaat, der nicht der Mitgliedstaat des 

gewöhnlichen Aufenthalts des Geschädigten ist, oder in Drittländern ereignet, deren 

nationale Versicherungsbüros im Sinne von Artikel 6 der Richtlinie 2009/103/EG dem 

System der Grünen Karte beigetreten sind. 

 

2. In dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck „Mitgliedstaat“ die Mitgliedstaaten mit 

Ausnahme [des Vereinigten Königreichs, Irlands und] Dänemarks. 

 

 

KAPITEL II 

 

 MINDESTSTANDARDS FÜR VERJÄHRUNGSFRISTEN 

 

Artikel 4 

 

Verjährungsfrist 



 

 

 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine Verjährungsfrist von mindestens vier Jahren 

für unter Artikel 2 fallende Ansprüche im Zusammenhang mit der Entschädigung für 

Personen- und Sachschäden gilt, die durch einen Straßenverkehrsunfall mit 

grenzüberschreitendem Bezug verursacht werden. Die Verjährungsfrist beginnt an dem Tag 

zu laufen, an dem der Anspruchsberechtigte von dem Verlust oder der Beschädigung, der 

Ursache und der Identität der verantwortlichen Person und dem 

Versicherungsunternehmen, das die Haftpflicht dieser Person deckt, oder der 

Entschädigungsstelle, die für die Entschädigung desjenigen zuständig ist, gegen den der 

Anspruch zu richten ist, Kenntnis erlangt hat oder vernünftigerweise hätte erlangen müssen. 

 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in den Fällen, dass das Recht, nach dem sich der 

Anspruch richtet, eine längere Verjährungsfrist als vier Jahre vorsieht, diese längere 

Verjährungsfrist gilt. 

 

3. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass sie der Kommission aktuelle Informationen über 

die nationalen Verjährungsregelungen bei Schäden, die durch Verkehrsunfälle verursacht 

werden, zur Verfügung stellen. 

 

Artikel 5 

 

Aussetzung der Fristen 

 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verjährungsfrist nach Artikel 4 dieser 

Richtlinie während des Zeitraums zwischen der Geltendmachung des Anspruchs durch 

den Anspruchsberechtigten bei 

a) dem Versicherungsunternehmen der Person, die den Unfall verursacht hat, oder 

dessen Schadenregulierungsbeauftragten nach den Artikeln 21 und 22 der 

Richtlinie 2009/103/EG oder 

b) der Entschädigungsstelle nach den Artikeln 24 und 25 der Richtlinie 2009/103/EG 

 

und der Zurückweisung des Anspruchs durch den Anspruchsgegner ausgesetzt wird. 

 

2. Beträgt der verbleibende Teil der Verjährungsfrist nach Beendigung des Zeitraums der 

Aussetzung weniger als sechs Monate, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass der 

Anspruchsberechtigte eine Mindestfrist von sechs zusätzlichen Monaten eingeräumt 

bekommt, um das gerichtliche Verfahren einzuleiten. 

 

Artikel 6 

 

Automatische Fristverlängerung 

 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in dem Fall, dass das Ende der Frist auf einen 

Samstag, Sonntag oder einen ihrer gesetzlichen Feiertage fällt, die Frist bis zum Ende des 

ersten darauf folgenden Arbeitstags verlängert wird. 

 

Artikel 7 

 

Berechnung der Fristen 

 



 

 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle in dieser Richtlinie vorgesehenen Fristen wie 

folgt berechnet werden: 

 

a) Die Berechnung beginnt an dem Tag, der auf den Tag folgt, an dem das relevante 

Ereignis eingetreten ist. 

b) Ist als Frist ein Jahr oder eine Anzahl von Jahren bestimmt, endet die Frist in dem 

maßgeblichen folgenden Jahr in dem Monat und an dem Tag, die durch ihre 

Benennung oder Zahl dem Monat und Tag entsprechen, an denen das Ereignis 

eingetreten ist. Hat der betreffende nachfolgende Monat keinen Tag mit der 

entsprechenden Zahl, läuft die Frist am letzten Tag dieses Monats ab. 

c) Der Lauf einer Frist wird durch die Gerichtsferien nicht gehemmt. 

 

Artikel 8 

 

Regulierung von Ansprüchen 

 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Tatsache, dass Geschädigte das in Artikel 22 der 

Richtlinie 2009/103/EG genannte Verfahren für die Regulierung von Ansprüchen aus allen 

Unfällen, die durch ein durch eine Versicherung gedecktes Fahrzeug verursacht wurden, in 

Anspruch nehmen, nicht zur Folge hat, dass die Geschädigten durch das Ablaufen der 

Verjährungsfristen nach dieser Richtlinie während des Verfahrens zur Regulierung ihres 

Schadensfalls daran gehindert werden, ein Gerichts- oder Schiedsverfahren hinsichtlich 

derselben Ansprüche einzuleiten. 
 

 

KAPITEL III 

 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 
 

Artikel 9 

 

Allgemeine Informationen über die Verjährungsregelungen 

 

Die Kommission macht die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 4 Absatz 3 dieser 

Richtlinie mitgeteilten allgemeinen Informationen über die nationalen Regelungen der 

Verjährung von Ansprüchen auf Entschädigung von durch Verkehrsunfälle verursachten 

Schäden mit allen geeigneten Mitteln in allen Sprachen der Union öffentlich verfügbar und 

leicht zugänglich.  

 

Artikel 10 

 

Verhältnis zum nationalen Recht 

 

Diese Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, die hierin festgelegten Rechte 

auszuweiten, um ein höheres Schutzniveau zu bieten.  

 

Artikel 11 

 

Verhältnis zu anderen Vorschriften des Unionsrechts 



 

 

 

Die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 und der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 

wird durch diese Richtlinie nicht berührt. 

 

 

KAPITEL IV 

 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

Artikel 12 

 

Umsetzung 

 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die 

erforderlich sind, um dieser Richtlinie spätestens [ein Jahr nach Inkrafttreten dieser 

Richtlinie] nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

 

2. Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften 

selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie 

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der nationalen 

Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

 

Artikel 13 

 

Überprüfung 

 

Bis zum 31. Dezember 2025 und danach alle fünf Jahre legt die Kommission dem Europäischen 

Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht über die 

Anwendung dieser Richtlinie vor, der sich auf qualitative und quantitative Angaben stützt. In 

diesem Zusammenhang bewertet die Kommission insbesondere die Auswirkungen der 

vorliegenden Richtlinie auf den Zugang zur Justiz, auf die Rechtssicherheit und auch den freien 

Personenverkehr. Erforderlichenfalls werden dem Bericht Rechtsetzungsvorschläge zur 

Anpassung und Stärkung dieser Richtlinie beigefügt.  

 

Artikel 14 

 

Inkrafttreten 

 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft 

 

Artikel 15 

 

Adressaten 

 

Diese Richtlinie ist gemäß den Verträgen an die Mitgliedstaaten gerichtet.  

 

 



 

 

 

Geschehen zu Brüssel am [Datum] 

 

 

Im Namen des Europäischen Parlaments    Im Namen des Rates 

 

Der Präsident        Der Präsident 

 

 


